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Die Finanzbeziehung
Deutschlands zum
EU-Haushalt

Die mittelfristige Finanzplanung der

EU f�r die Jahre 2007 bis 2013 steht

sp�testens im Jahr 2006 zur Entschei-

dung an. Dabei stellt sich die Situation,

nicht zuletzt durch die Erweiterung um

L�nder, die in ihrer Mehrzahl eine weit

unterdurchschnittliche Wirtschaftskraft

aufweisen, deutlich ver�ndert dar.

Mit der Finanzplanung ist zum einen

�ber die H�he und Struktur der k�nfti-

gen Ausgaben und zum anderen �ber

die Regeln zu deren Finanzierung zu

entscheiden. Die Finanzierungsregeln

und die ausgabenseitigen Entschei-

dungen bestimmen letztlich die Netto-

Zahlerposition eines Landes. Deutsch-

land leistet den h�chsten absoluten

Finanzierungsbeitrag zum EU-Haushalt.

Im Jahr 2004 waren dies 8 1�2 Mrd 5. Ins-

besondere auf Grund der im Vergleich

zum EU-Durchschnitt geringen Bedeu-

tung der Landwirtschaft in Deutsch-

land z�hlt die Bundesrepublik auch ge-

messen an der wirtschaftlichen Leis-

tungskraft zu den gr�ßten Netto-

Finanzierern des EU-Haushalts.

In diesem Aufsatz wird die Finanzbe-

ziehung Deutschlands zum EU-Haus-

halt dargestellt. Nach einem kurzen

�berblick �ber die Entwicklung der

EU-Finanzen in den vergangenen Jah-

ren und die Planungen f�r das laufen-

de und das kommende Jahr werden

die Kommissionsvorschl�ge im Hinblick

auf die mittelfristige Finanzplanung

der EU bis zum Jahr 2013 er�rtert.
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Ausgaben und Einnahmen des

EU-Haushalts

Im EU-Haushalt spiegelt sich die finanzielle

Umsetzung der politischen Ziele der EU auf

der Gemeinschaftsebene wider. Dabei domi-

nieren auf der Ausgabenseite vor allem die

Subventionierung der Landwirtschaft und die

F�rderung wirtschaftlich schw�cherer Regio-

nen. Auf der Einnahmenseite ist festgelegt,

welchen Beitrag die einzelnen Mitgliedstaa-

ten zur Finanzierung leisten, wobei dieser

weitgehend in Relation zur nationalen Wirt-

schaftskraft erhoben wird. Aus den einnah-

men- und ausgabenseitigen Entscheidungen

resultiert letztlich die Netto-Zahlerposition

eines Landes.

Ausgaben der EU

Derzeit betr�gt die Obergrenze f�r die Ausga-

ben (Mittel f�r Zahlungen) des EU-Haushalts

1,24% des Bruttonationaleinkommens (BNE)

aller Mitgliedstaaten. Nur bis zu diesem Be-

trag d�rfen Finanzierungsbeitr�ge der Mit-

gliedsl�nder verplant und eingefordert wer-

den. Die tats�chlich geleisteten gesamten

Ausgaben beliefen sich 2004 auf 100,1 Mrd 3

und blieben dabei mit 0,98% des BNE wie

auch in den Vorjahren deutlich unter der

Obergrenze (vgl. die Tabelle auf S. 19). Gegen-

�ber 2003 stellt dies jedoch einen Anstieg der

Ausgaben um 10 1�2 % dar, der freilich zum

großen Teil auf die Erweiterung der EU zum

1. Mai 2004 zur�ckzuf�hren ist. Der Zuwachs

bei den auf die einzelnen Mitgliedsl�nder auf-

teilbaren Ausgaben von beinahe 12% wurde

zu knapp 7 1�2 Prozentpunkten durch die

neuen Mitgliedstaaten verursacht.1)

Die Ausgaben k�nnen in drei wesentliche

Kategorien unterteilt werden. Der zwar von

gut 49% im Jahr 2003 auf 43 1�2 % im Jahr

2004 deutlich gesunkene, aber immer noch

dominierende Anteil an den Gesamtausga-

ben des EU-Haushalts entfiel auf den Bereich

der Landwirtschaft (43,6 Mrd 3, gegen�ber

44,4 Mrd 3 im Jahr 2003). Daneben fielen

insbesondere die im Vorjahrsvergleich gestie-

genen Aufwendungen f�r strukturpolitische

Maßnahmen ins Gewicht (gut 34% mit 34,2

Mrd 3, gegen�ber 28,5 Mrd 3 im Vorjahr).

Von den im Haushalt eingeplanten Struk-

turmitteln wurden im Jahr 2004 lediglich

0,2 Mrd 3 nicht in Anspruch genommen. In

den vorangegangenen Jahren war die Diskre-

in % der Gesamtausgaben

1) 2)

Agrarpolitik

Strukturpolitik

Summe aller anderen
Kategorien

Ausgaben der EU-Haushalte
nach Politikbereichen

Quelle: Bericht der Europäischen Kommis-
sion über die Aufteilung der EU-Ausgaben
2004 nach Mitgliedstaaten. — 1 Einschl.
Nachtrags- und  Berichtigungshaushalte. —
2 Entwurf des Gesamthaushaltsplans 2006.
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1 Vgl. zu den Zahlenangaben: Europ�ische Kommission,
Aufteilung der EU-Ausgaben 2004 nach Mitgliedstaaten,
September 2005.
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panz deutlich gr�ßer, so dass die fortbeste-

henden Mittelbindungen bis zum Ende des

Planungszeitraums (2000 bis 2006) ein be-

tr�chtliches Volumen aufweisen. Im laufen-

den und kommenden Jahr k�nnte es daher

auch zu einer �berschreitung der hierf�r zu-

n�chst vorgesehenen Haushaltsans�tze auf

Grund der nunmehr verst�rkt eingeleiteten

Projekte kommen. F�r die so genannten inter-

nen Politikbereiche – wie Bildung, Energie

und Umwelt oder auch Transeurop�ische

Netze – wurden gut 7% verausgabt. 4 1�2 %

entfielen auf die Heranf�hrungshilfen f�r die

neuen Mitgliedsl�nder.

Im Jahr 2004 entfielen auf Deutschland gut

111�2 Mrd 3 beziehungsweise 111�2 % der Aus-

gaben der EU. Gegen�ber dem Vorjahr hat

sich damit praktisch keine Ver�nderung des

Anteils ergeben. Gut 6 Mrd 3 flossen in den

landwirtschaftlichen Sektor, w�hrend f�r

strukturpolitische Maßnahmen Ausgaben in

H�he von rund 4 1�2 Mrd 3 get�tigt wurden.

Gut die H�lfte hiervon entfiel auf den Euro-

p�ischen Fonds f�r Regionale Entwicklung

(EFRE). Fast ein Drittel stammten aus dem

Europ�ischen Sozialfonds (ESF). Der �berwie-

gende Teil der Strukturmittel (fast 70%)

wurde im Rahmen der Ziel-1-Maßnahmen ge-

leistet, an denen in Deutschland die neuen

Bundesl�nder partizipieren.2)

Ausgaben und Einnahmen des EU-Gesamthaushalts

in Mrd 5, sofern nicht als Prozentwert ausgewiesen

Position 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 1) 2006 2)

Ausgaben
Agrarpolitik 39,8 40,5 41,5 43,5 44,4 43,6 49,1 51,2
Strukturpolitik 26,7 27,6 22,5 23,5 28,5 34,2 32,4 35,5
Interne Politikbereiche 4,5 5,4 5,3 6,6 5,7 7,3 7,9 8,3
Externe Politikbereiche 4,6 3,8 4,2 4,4 4,3 4,6 5,5 5,3
Reserven 0,3 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2 0,4 0,5
Heranf�hrungshilfe 3) – 1,2 1,4 1,8 2,2 4,5 4,6 4,1
Verwaltung 4,5 4,6 4,9 5,2 5,3 5,9 6,3 6,6

Insgesamt 80,3 83,3 80,0 85,1 90,6 100,1 106,2 111,4
Ver�nderung gegen�ber Vorjahr
in % – 0,5 3,8 – 4,0 6,4 6,4 10,6 6,1 4,9
Nachrichtlich: in % des BNE 1,00 0,98 0,91 0,93 0,98 0,98 1,00 1,01

Einnahmen
Traditionelle Eigenmittel 4) 13,9 15,3 14,6 9,2 10,9 12,3 12,4 14,2
MwSt-Eigenmittel 31,3 35,2 31,3 22,4 21,3 13,9 15,3 15,9
BNE-Eigenmittel 37,5 37,6 34,9 45,9 51,2 69,0 77,6 81,2
Sonstige Einnahmen 5) 4,2 4,7 13,5 17,9 10,1 8,3 1,0 1,3

Insgesamt 86,9 92,7 94,3 95,4 93,5 103,5 106,3 112,6
Ver�nderung gegen�ber Vorjahr
in % 2,8 6,7 1,7 1,2 – 2,1 10,7 2,7 5,9

Saldo des Haushaltsjahres 6,6 9,4 14,3 10,3 2,9 3,4 0,1 1,1

Quelle: Europ�ische Kommission und eigene Berechnun-
gen. — 1 Haushaltsplan (Mittel f�r Zahlungen) f�r
EU-25. — 2 Haushaltsentwurf (Stand nach der ersten Le-
sung im Rat im Juli 2005). — 3 Einschl. Ausgleichszahlun-
gen f�r neue Mitgliedstaaten. — 4 Netto, d.h. abz�glich
der den Mitgliedstaaten verbleibenden Erstattung f�r Er-

hebungskosten. Zum Haushaltsjahr 2002 wurde der pau-
schale Erhebungskostenanteil der Mitgliedstaaten von
10% auf 25% des Aufkommens angehoben. — 5 Einschl.
verf�gbarer �bersch�sse aus dem vorhergehenden Haus-
haltsjahr.

Deutsche Bundesbank

2 Ziel-1-Gebiete der Strukturhilfe sind Regionen, in de-
nen das BIP (in Kaufkraftstandards) pro Kopf unter 75%
des Gemeinschaftsdurchschnitts liegt.
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Finanzierung

Die Ausgaben des EU-Haushalts werden

�berwiegend durch so genannte Eigenmittel

gedeckt. Hierunter fallen die traditionellen

Eigenmittel, die insbesondere die Z�lle um-

fassen (2004: knapp 12% der gesamten

Einnahmen), Mehrwertsteuer-Eigenmittel, die

auf der Basis einer harmonisierten Bemes-

sungsgrundlage von den Mitgliedstaaten ab-

gerufen werden (13 1�2 %), und die auf

das BNE bezogenen BNE-Eigenmittel (gut

66 1�2 %).3) W�hrend der Abf�hrungssatz f�r

die Mehrwertsteuer-Eigenmittel feststeht, er-

gibt er sich f�r die BNE-Eigenmittel erst,

wenn der Restfinanzierungsbedarf des EU-

Haushalts nach Abschluss aller Planungen

und nach Abzug der �brigen Einnahmen er-

mittelt ist.4) Eine Kreditfinanzierung des EU-

Haushalts ist rechtlich ausgeschlossen. Die

geplanten Einnahmen und Ausgaben m�ssen

sich genau entsprechen. Ein �berschuss ist im

folgenden Haushaltsjahr auf der Einnahmen-

seite auszuweisen. Jede unvorhergesehene

Mehrausgabe bedarf eines Berichtigungs-

haushaltsplans.

Dem Vereinigten K�nigreich werden auf

Grund einer dem Rat von Fontainebleau

(1984) folgenden Vereinbarung aus dem Jahr

1985 (die im Zeitverlauf etwas modifiziert

wurde) 66% seines eigentlich f�lligen Netto-

Beitrags (ohne traditionelle Eigenmittel) er-

stattet. Der zur Finanzierung dieser Korrektur

notwendige Beitrag der �brigen Mitgliedstaa-

ten orientiert sich wiederum am nationalen

BNE. Deutschland, die Niederlande, �ster-

reich und Schweden zahlen seit 2001 nur

25% der sich so ergebenden Korrekturbei-

tr�ge – verbunden mit einer entsprechend

h�heren Belastung aller anderen Mitglied-

staaten.5) In absoluten Betr�gen bedeutete

die Korrektur im Jahr 2004 eine finanzielle

Entlastung des Vereinigten K�nigreichs um

gut 5 Mrd 3.

Deutschland f�hrte im Jahr 2004 gut 20

Mrd 3 an die EU ab. Darunter waren nur

Insgesamt 103,5 Mrd €

BNE-Eigenmittel
(66,7%)

andere
(2,7%)

Überschuss
(5,3%)

traditionelle
Eigenmittel
(11,9%)

MwSt-
Eigen-
mittel
(13,4%)

Gesamteinnahmen des
EU-Haushalts 2004

Quelle: Bericht der Europäischen Kommis-
sion über die Aufteilung der EU-Ausgaben
2004 nach Mitgliedstaaten. 

Deutsche Bundesbank

3 Die seit 2002 erfolgte Reduzierung der Mehrwert-
steuer- und die gleichzeitige Zunahme der BNE-Eigenmit-
tel gehen auf einen Beschluss des Europ�ischen Rates
vom M�rz 1999 (Agenda 2000) zur�ck. Damit wurde der
maximale Abrufsatz f�r die Mehrwertsteuer-Eigenmittel
von 1,0% auf zun�chst 0,75% (2002 und 2003) und
schließlich ab 2004 auf 0,5% der harmonisierten Mehr-
wertsteuer-Bemessungsgrundlage abgesenkt.
4 Der nationale Beitrag der zehn neuen Mitgliedstaaten
wurde im Jahr 2004 auf der Basis von nur zwei Dritteln
ihres BNE erhoben, weil deren Beitritt zum 1. Mai 2004
erfolgte.
5 Davor wurde ausschließlich Deutschland um ein Drittel
der eigentlichen Zahlungen im Rahmen der Korrektur zu
Gunsten des Vereinigten K�nigreichs entlastet.

Nationale
Finanzierungs-
beitr�ge orien-
tieren sich am
BNE

Sonderregelung
zu Gunsten des
Vereinigten
K�nigreichs
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noch gut 2 1�2 Mrd 3 Mehrwertsteuer-Eigen-

mittel, w�hrend die BNE-Eigenmittel mit fast

15 Mrd 3 klar dominierten. Diese beiden Pos-

ten entsprachen etwa 8% der Steuereinnah-

men des Bundes, zu deren Lasten diese Ab-

f�hrungen verbucht werden. In absoluter

Gr�ße betrachtet schwankte der Beitrag in

den vergangenen Jahren erheblich. Der Anteil

Deutschlands an den Gesamteinnahmen der

EU nahm hingegen kontinuierlich ab – ins-

besondere angesichts des allm�hlich ge-

sunkenen gesamtwirtschaftlichen Gewichts

Deutschlands in der EU. So sank der deutsche

Anteil an den gesamten Eigenmittelzahlun-

gen von 311�2 % im Jahr 1995 auf 23% im

Jahr 2003 und weiter auf knapp 211�2 % im

vergangenen Jahr. Der deutsche Anteil am

BNE s�mtlicher EU-L�nder ging in der glei-

chen Zeit von knapp 28 1�2 % auf fast 22%

und schließlich vor allem wegen der Erweite-

rung auf knapp 211�2 % im Jahr 2004 zur�ck.

Netto-Beitrag

Die Netto-Position eines Landes weist die

finanzielle Belastung beziehungsweise den

finanziellen Vorteil eines Mitgliedstaates

durch den EU-Haushalt aus. Sie wird als Saldo

von Mittelr�ckfl�ssen an ein Land und dessen

Finanzbeitr�gen ermittelt. Dabei bestehen

zwar Unsch�rfen, denn sowohl einige Ein-

nahmen- (z.B. die Z�lle) als auch verschie-

dene Ausgabenkategorien (z.B. die Verwal-

tungsausgaben) lassen sich nicht zweifelsfrei

einzelnen Mitgliedsl�ndern zuordnen.6) Dar�-

ber hinaus leistet die EU im Rahmen der ex-

ternen Politikbereiche Zahlungen, die nicht

an EU-Mitgliedstaaten fließen und insofern

nicht aufteilbare Ausgaben darstellen. Den-

noch ist der Netto-Beitrag ein aussagekr�f-

tiges Kriterium, das gerade auch in der po-

litischen Diskussion eine bedeutende Rolle

spielt.

Der deutsche Netto-Beitrag belief sich unter

Ber�cksichtigung s�mtlicher aufteilbarer Zah-

lungen im Jahr 2004 auf rund 8 1�2 Mrd 3. Ab-

solut betrachtet ist Deutschland damit der

gr�ßte Netto-Zahler der EU. Ohne die – f�r

Deutschland weitgehend unbedeutenden –

Verwaltungsausgaben und ohne die traditio-

nellen Eigenmittel gerechnet belief sich der

in % der gesamten Eigenmittel

Struktur der
Eigenmitteleinnahmen der EU

Quelle: Bericht der Europäischen Kommis-
sion über die Aufteilung der EU-Ausgaben
2004 nach Mitgliedstaaten.
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6 Zur Aussagekraft der Netto-Beitr�ge vgl.: Deutsche
Bundesbank, Neuere Tendenzen in den Finanzbeziehun-
gen Deutschlands zur Europ�ischen Union, Monatsbe-
richt, Juli 1999, S. 65.
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Deutsche Bundesbank

Analyse der nationalen Netto-Beiträge zum EU-Haushalt

Im Jahr 2004 zahlte Deutschland gut 0,9% seines Brutto-
nationaleinkommens (BNE) an den EU-Haushalt, während 
gut 0,5% aus dem Gemeinschaftshaushalt zurück fl ossen. 
Der daraus berechnete Netto-Beitrag belief sich auf 0,4% 
des BNE. Allerdings ist die Aussagekraft dieses Ergebnisses 
zu relativieren. So werden insbesondere die traditionellen 
Eigenmittel (vor allem Zölle) zum einen als originäre EU-Ein-
nahme betrachtet. Zum anderen fallen sie konzentriert in 
wenigen Ländern mit großen Häfen wie insbesondere den 
Niederlanden und Belgien („Rotterdam-“ bzw. „Antwer-
pen-Effekt“) an. Eine noch stärkere Konzentration fi ndet 
sich hinsichtlich der Verwaltungsausgaben in Belgien und 
Luxemburg. Diese Ausgaben stellen im Wesentlichen Ent-
gelte für Leistungen der dort Beschäftigten (verschiedener 
Nationalität) dar.

Wenn auf der Einnahmenseite die traditionellen Eigenmit-
tel und auf der Ausgabenseite die Verwaltungsaufwendun-
gen nicht auf die einzelnen Mitgliedstaaten verteilt werden, 
ergibt sich für Deutschland ein Netto-Ressourcentransfer zu 
Gunsten des EU-Haushalts in Höhe von 0,3% des BNE, der 
sich aus Abführungen von 0,8% und Rückfl üssen von gut 
0,5% des BNE zusammen setzt. Deutschland war damit in 
Relation zur Wirtschaftskraft der viertgrößte Netto-Finan-
zier des EU-Haushalts hinter den Niederlanden, Luxemburg 
und Schweden. Größte Netto-Empfänger waren hingegen 
die baltischen Staaten Litauen, Lettland und Estland sowie 
Griechenland und Portugal.2

Der hohe Netto-Beitrag Deutschlands ergibt sich nicht 
aus überproportionalen Eigenmittelabführungen an den 

1 Ohne traditionelle Eigenmittel und ohne Verwaltungsausgaben. — 
2 Da die zehn neuen Mitgliedstaaten erst zum 1. Mai 2004 der EU 
beigetreten sind, wurde im EU-Haushaltsplan zur Bestimmung der auf 

sie entfallenden Mehrwertsteuer- und BNE-Eigenmittel nicht das volle, 
sondern lediglich zwei Drittel des jeweiligen BNE zu Grunde gelegt. 
In Analogie dazu wurden die BNE der neuen Mitgliedstaaten hier 
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EU-Haushalt. Trotz seiner seit der Erweiterung der EU 
wieder leicht überdurchschnittlichen Wohlstandsposition 
führt Deutschland nur durchschnittliche Mehrwertsteuer- 
und BNE-Eigenmittel an die EU ab. Das verhältnismäßig 
günstige Abschneiden Deutschlands bei den Abführungen 
an die EU ist darin begründet, dass es zusammen mit den 
Niederlanden, Schweden und Österreich nur zu einem 
Viertel des eigentlichen Betrages an der Finanzierung des 
„Briten-Rabatts“ beteiligt ist. Lediglich Österreich und das 
Vereinigte Königreich sind relativ weniger stark durch 
Eigenmittelzahlungen belastet.

Die Ausgaben des EU-Haushalts fl ießen allerdings deutlich 
unterproportional nach Deutschland. Nur das Vereinigte 
Königreich, die Niederlande und Schweden erhalten pro-
zentual zum BNE noch weniger Mittel. Mit Abstand größte 
Empfänger von EU-Geldern sind dagegen die baltischen 
Staaten sowie Griechenland und Portugal. Es zeigt sich, 
dass die jeweilige Netto-Zahlerposition entscheidend durch 
die Ausgabenseite bestimmt wird, während die Einnahmen 
des EU-Haushalts weitgehend proportional zum anhand des 
BNE gemessenen nationalen Wohlstand erhoben werden.

Eine weitere Untergliederung der Ausgabenseite weist 
deutliche Unterschiede aus. So sind unter den alten Mit-
gliedsländern die (relativ) größten Empfänger von Agrar-
subventionen und Strukturfördermitteln nach wie vor 
Griechenland, Portugal, Irland und Spanien. Nach Irland 
fl ossen im Jahr 2004 – nur übertroffen von Griechenland 
als größtem Empfänger – 1,5% seines BNE in Form von 
Agrarsubventionen. Obwohl Irland mittlerweile zu den am 
BNE gemessen wohlhabendsten EU-Ländern zählt, erhält es 
zudem immer noch weit überdurchschnittliche Strukturför-
dermittel, allerdings mit deutlichem Abstand zu den drei 
südlichen Ländern.

Die vorteilhafte Netto-Zahlerposition der neuen Mitglied-
staaten ergibt sich im hier betrachteten Jahr 2004 weniger 
aus den tradtionellen Ausgabenbereichen des EU-Haushalts 
als vielmehr durch die Heranführungshilfen, die den Bei-
trittsländern zur Überbrückung gewährt werden (fast 1,1% 
des gekürzten BNE der zehn Beitrittsländer).

Deutschland liegt mit einem Rückfl ussanteil der operativen 
Ausgaben von gut 0,5% des BNE deutlich unter dem EU-
Durchschnitt (fast 0,9%). Dies gilt – neben den relativ unbe-

deutenden Ausgaben für interne Politikbereiche – sowohl 
bei den Agrarausgaben (knapp 0,3% im Vergleich zum 
Durchschnittswert von gut 0,4%) als auch für die vornehm-
lich nach Ostdeutschland fl ießende Strukturförderung 
(0,2% im Vergleich zu gut 0,3%). Durch die EU-Erweiterung 
dürften sich diese Disparitäten mittelfristig noch vergrö-
ßern. Unter Berücksichtigung der Übergangsregelungen 
im Agrarbereich wird ein zunehmender Teil der hierfür 
bestimmten Mittel in die neuen Mitgliedstaaten fl ießen. 
Außerdem dürften die ostdeutschen Förderregionen unter 
ihrem relativ geringen Abstand zur Fördergrenze von 75% 
des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner zu „leiden“ haben. 
Letztlich ist dies freilich Ausdruck ihrer relativ günstigen 
Wohlstandsposition im Vergleich zu vielen Regionen der 
Beitrittsländer.

ebenfalls nur zu zwei Dritteln berücksichtigt. — 3 Einschl. Korrektur 
zu Gunsten des Vereinigten Königreichs. — 4 Ohne Verwaltungsaus-
gaben.

EU-Durchschnitt
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Tschechien

Slowenien

Slowakei

Zypern

Spanien

Polen

Irland

Malta

Portugal

Griechenland

Lettland

Estland

Litauen

Operative Ausgaben
in % des nationalen BNE 4)

4,54,03,53,02,52,01,51,00,50
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Beitrag dagegen auf 6 Mrd 3.7) Auf dieser

Basis leistete Deutschland im Jahr 2004 mit

0,3% seines BNE den viertgr�ßten Netto-

Finanzierungsbeitrag. Noch st�rker waren die

Niederlande (0,4%), Luxemburg (knapp

0,4%) und Schweden (gut 0,3%) beteiligt

(siehe auch die Erl�uterungen auf S. 22 f.).

Die Planungen zum EU-Haushalt des Jahres

2004 ber�cksichtigten den Beitritt der zehn

neuen Mitgliedstaaten zum 1. Mai 2004. Die

Eigenmittelabf�hrungen an den EU-Haushalt

stiegen insgesamt um gut 13 1�2 %, die Ge-

samteinnahmen wuchsen vor allem auf

Grund des niedrigeren �berschusses aus dem

Vorjahr mit gut 10 1�2 % schw�cher. Auch die

Ausgaben erh�hten sich insgesamt um �ber

10 1�2 %. Die neuen Mitglieder weisen zum

einen eine unterdurchschnittliche Wirt-

schaftskraft auf. Zudem bemaß sich ihr Bei-

trag nur auf zwei Drittel ihres BNE. Sie tragen

dementsprechend nur zu gut einem Viertel

zum Anstieg der EU-Eigenmitteleinnahmen

bei. Zum anderen kommt dem Agrarsektor in

den beigetretenen L�ndern ein gr�ßeres Ge-

wicht zu. Der Ausgabenanstieg durch die Er-

weiterung wurde durch die Vereinbarung

einiger �bergangsregelungen aber erheblich

begrenzt. So wurde etwa eine Obergrenze

der Strukturmittel f�r die beigetretenen L�n-

der in H�he von insgesamt 22 Mrd 3 f�r die

Jahre 2004 bis 2006 festgelegt. Zudem erhiel-

ten die dortigen Landwirte im ersten Jahr

lediglich 25% der �blichen Direktzahlungen

(30% im Jahr 2005). Erst nach einer �ber-

gangsfrist von insgesamt zehn Jahren wird

die Unterst�tzung den vollen Betrag errei-

chen. Durch diese Maßnahmen wurde der

Netto-Transfer an die neuen Mitgliedstaaten

im Jahr 2004 auf insgesamt rund 3 Mrd 3

beschr�nkt.

EU-Haushalt 2005 und 2006

Der Haushaltsplan f�r das laufende Jahr sieht

Ausgaben im Umfang von 106,2 Mrd 3 vor,

das entspricht den Planungen zufolge 1,00%

des EU-25-BNE. Gegen�ber dem Haushaltser-

gebnis des Vorjahres sollen demnach – bei

einem Anstieg der Gesamtausgaben von ins-

gesamt gut 6% – die Aufwendungen im Be-

reich „Landwirtschaft und L�ndliche Entwick-

lung“ um 12 1�2 % zunehmen. Dies ist zum

einen durch die Anhebung der Direktbeihilfen

f�r die neuen Mitgliedsl�nder, aber auch

durch die Auswirkungen der Reform der Ge-

meinsamen Agrarpolitik bedingt, nach der

insbesondere die Mittel f�r die Entwicklung

des l�ndlichen Raumes deutlich ansteigen. Im

Entwurf des Gesamthaushaltsplanes f�r das

kommende Jahr8) wird eine weitere Steige-

rung der Ausgaben f�r die Landwirtschaft um

fast 4 1�2 % auf 51,2 Mrd 3 bei einem Gesamt-

ausgabenvolumen von 111,4 Mrd 3 geplant.

Die Mittel f�r Strukturmaßnahmen wurden

im Haushaltsplan 2005 um knapp 5 1�2 %

niedriger als im Vorjahr angesetzt. Allerdings

k�nnten durch den zum Ende des Planungs-

zeitraums m�glichen Anstieg der Mittelinan-

7 Diese Berechnungsergebnisse weichen von denen der
Europ�ischen Kommission ab. Die Kommission weist re-
gelm�ßig sog. operative Haushaltssalden aus, die zwar
ebenfalls die Verwaltungsausgaben und die traditionellen
Eigenmittel aus der Rechnung eliminieren. Dar�ber hi-
naus werden die �brigen Finanzierungsbeitr�ge der ein-
zelnen L�nder aber so hochgerechnet, dass sie mit den
insgesamt in Rechnung gestellten operativen Ausgaben
�bereinstimmen. Dadurch fallen die Netto-Beitr�ge nach
dieser Methode h�her aus. F�r Deutschland ergibt sich
f�r das Jahr 2004 ein Wert von gut 7 Mrd 3.
8 Stand nach der ersten Lesung im Rat im Juli 2005.

Finanzielle Aus-
wirkungen der
EU-Erweiterung
2004 moderat

M�gliche �ber-
schreitung des
Haushaltsansat-
zes im laufen-
den Jahr
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spruchnahme bei fortbestehenden Mittelbin-

dungen die zun�chst veranschlagten Zahlun-

gen �berschritten werden. Gegen�ber dem

Plan f�r 2005 sollen im Jahr 2006 die Ausga-

ben f�r Strukturmaßnahmen wieder um

9 1�2 % auf 35,5 Mrd 3 erh�ht werden.

Im Jahr 2005 ist f�r Deutschland ein Anstieg

der Abf�hrungen an die EU zu erwarten. Im

Bundeshaushalt 2005 sind Zahlungen von

�ber 22 Mrd 3 (gegen�ber gut 20 Mrd 3, die

im Jahr 2004 abgef�hrt wurden) eingeplant.

Die Kommission hat im laufenden Jahr aller-

dings zweimal die Zahlungen der Mitglied-

staaten nach unten korrigiert. Insbesondere

auf Grund reduzierter Wachstumserwartun-

gen f�r Deutschland sowie des – im vergan-

genen Jahr freilich relativ geringen – Haus-

halts�berschusses d�rften die Abf�hrungen

Deutschlands leicht unter dem im Bundes-

haushalt veranschlagten Wert bleiben.

Die Planung f�r die Jahre 2007 bis 2013

Die weitere Entwicklung der Finanzbeziehung

Deutschlands zum EU-Haushalt h�ngt maß-

geblich von der Entscheidung �ber die neue

Finanzielle Vorausschau f�r die Jahre 2007 bis

2013 ab.9) Die Kommission hat einen Vor-

schlag hierzu unterbreitet und dabei die

Erweiterung der Union um Bulgarien und

Rum�nien auf dann 27 Staaten zum 1. Januar

2007 bereits unterstellt. Dieser Vorschlag ist

nach wie vor Grundlage der Verhandlungen

�ber die Finanzielle Vorausschau, denn in den

Verhandlungsrunden unter dem luxemburgi-

schen Vorsitz konnte im Rat keine Einigung

auf die vorgeschlagenen Kompromissl�sun-

gen erzielt werden. Weitere Verhandlungen

�ber die Finanzielle Vorausschau werden

fr�hestens im Dezember noch unter dem

britischen Vorsitz oder aber unter dem ab

Januar beginnenden Vorsitz �sterreichs er-

wartet.

Die Kommissionsvorschl�ge sehen vor, dass

die Mittel f�r Zahlungen, die durch die Eigen-

mitteleinnahmen gedeckt sein m�ssen, die

derzeit geltende Obergrenze von 1,24% des

BNE zwar in keinem Jahr �berschreiten, wohl

aber ihr bedeutend n�her kommen werden

als in den vergangenen Jahren. Durchschnitt-

lich sind j�hrliche Ausgaben in H�he von

1,14% des BNE vorgesehen. Damit liegen die

von der Kommission vorgeschlagenen j�hr-

lichen Auszahlungen deutlich �ber den Er-

gebnissen und Planungen bis 2006 (2004:

0,98%, 2005: 1,00%, 2006: 1,01%). F�r

den deutschen Fiskus erg�be sich bei einer

Beteiligung an der Finanzierung gem�ß der

Wirtschaftskraft eine j�hrliche Mehrbelastung

von etwa 3 Mrd 3 pro Jahr gegen�ber 2005.

Die Ausgaben f�r die neu abgegrenzten inter-

nen (Unionsb�rgerschaft) und externen Poli-

tikbereiche (Europa als globaler Partner) sol-

len zwischen 2007 und 2013 um jahresdurch-

schnittlich fast 8 1�2 % beziehungsweise knapp

4 1�2 % zunehmen. Der Ausgabenanteil der

Rubrik „Unionsb�rgerschaft“ (Immigrations-

politik, Zusammenarbeit von Polizei und

9 Die Finanzielle Vorausschau stellt einen mehrj�hrigen
Planungsrahmen f�r die Ausgaben der EU dar. Sie hat in-
sofern verbindlichen Charakter, als die Ausgabenober-
grenzen f�r die einzelnen Rubriken einzuhalten sind. Die
Finanzielle Vorausschau wird von Parlament, Rat und
Kommission einvernehmlich festgelegt (Interinstitutio-
nelle Vereinbarung). F�r die einzelnen Jahre sind jeweils
detaillierte Haushaltspl�ne zu verabschieden.

Anstieg des
deutschen
Finanzierungs-
beitrags

Vorschlag der
Kommission
zur mittel-
fristigen Finanz-
planung...

... sieht deut-
liche Ausgaben-
steigerung vor

Interne und ex-
terne Politikbe-
reiche spielen
weiterhin un-
tergeordnete
Rolle
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Justiz, Verbraucherschutz, Kulturf�rderung)

w�rde sich damit von knapp 2% auf fast 3%

erh�hen.10) In dem Anstieg der Ausgaben

unter der Rubrik „Europa als globaler Part-

ner“, dessen Anteil von 8 1�2 % auf fast 10%

steigen soll, kommen die Bem�hungen um

eine Intensivierung der Gemeinsamen Außen-

und Sicherheitspolitik zum Ausdruck. Ver-

glichen mit den Ausgabenans�tzen f�r die

Agrar- und die Strukturpolitik sind diese Rub-

riken in finanzieller Hinsicht aber eher von

untergeordneter Bedeutung.

Gemeinsame Agrarpolitik

Die derzeit noch dominierenden Ausgaben f�r

die Gemeinsame Agrarpolitik bilden in der

neuen Finanzplanung den gr�ßten Teil der

neuen Rubrik „Erhaltung und Bewirtschaftung

nat�rlicher Ressourcen“. Sie sollen ihrer realen

H�he nach ann�hernd unver�ndert bleiben,

obwohl die produktionsunabh�ngigen Direkt-

zahlungen an die Landwirtschaft in den neuen

Mitgliedsl�ndern �ber die kommenden Jahre

kontinuierlich ansteigen sollen. Der Anteil der

Ausgaben f�r den landwirtschaftlichen Sektor

am EU-Haushalt w�rde damit ab 2007 hinter

den der Strukturpolitik zur�ckgehen, der kr�f-

tig ausgeweitet werden soll.

Diese ged�mpfte Ausgabenentwicklung ba-

siert auf den Luxemburger Beschl�ssen des

Rates zur Reform der Gemeinsamen Agrarpo-

Finanzielle Vorausschau f�r den EU-Haushalt 2007 bis 2013

Werte in Preisen von 2004

2006 1) 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Insge-
samt

in Mrd 5

Nachhaltiges Wachstum 46,6 58,7 61,9 64,9 67,4 69,8 72,9 76,0 471,5
Erhaltung und Bewirtschaftung
nat�rlicher Ressourcen 56,0 57,2 57,9 58,1 58,0 57,9 57,8 57,8 404,7
Unionsb�rgerschaft 2,3 2,6 2,9 3,2 3,5 3,8 4,1 4,5 24,7
Europa als globaler Partner 2) 11,2 11,3 12,1 12,9 13,7 14,5 15,1 15,7 95,4
Verwaltung 3) 3,4 3,7 3,8 4,0 4,1 4,2 4,4 4,5 28,6
Ausgleichszahlungen 4) 1,0 0,1 0,1 0,1 – – – – 0,2
Mittel f�r Verpflichtungen
insgesamt 120,7 133,6 138,7 143,1 146,7 150,2 154,3 158,5 1 025,0
Mittel f�r Zahlungen insgesamt 114,7 124,6 136,5 127,7 126,0 132,4 138,4 143,1 928,7

in % des BNE

Mittel f�r Verpflichtungen 1,15 1,23 1,25 1,26 1,26 1,26 1,27 1,27 1,26
Mittel f�r Zahlungen 1,09 1,15 1,23 1,12 1,08 1,11 1,14 1,15 1,14
Spielraum 0,15 0,09 0,01 0,12 0,16 0,13 0,10 0,09 0,10
Eigenmittel-Obergrenze 1,24 1,24 1,24 1,24 1,24 1,24 1,24 1,24 1,24

Quelle: Europ�ische Kommission, Vorschlag zur Erneue-
rung der Interinstitutionellen Vereinbarung �ber die Haus-
haltsdisziplin und die Verbesserung des Haushaltsverfah-
rens, KOM (2004) 498 endg�ltig, Br�ssel, den 14. Juli
2004. — 1 Ausgaben f�r das Jahr 2006 entsprechend der
geltenden Finanziellen Vorausschau 2000 bis 2006, zu Ver-
gleichszwecken nach der neuen Ausgabenstruktur aufge-

schl�sselt. — 2 Ab 2008 soll der Europ�ische Entwicklungs-
fonds in den EU-Haushalt integriert werden. — 3 Ohne
Verwaltungsausgaben der Kommission, die in den ersten
vier Ausgabenrubriken ber�cksichtigt sind. — 4 Im Ge-
meinsamen Standpunkt der EU zur Beitrittskonferenz mit
Bulgarien vorgesehene Betr�ge (CONFGB 27/04).

Deutsche Bundesbank

10 Die ver�nderte Rubrikenabgrenzung hat zur Folge,
dass k�nftig die wichtigsten internen Politikbereiche wie
Verkehr, Umwelt, Infrastruktur, Energie oder Industrie in
den Rubriken 1 (Nachhaltiges Wachstum) und 2 (Erhal-
tung und Bewirtschaftung der nat�rlichen Ressourcen)
erfasst werden. Hier weisen diese Ausgaben eine kr�ftige
Dynamik auf.
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litik vom Juni 2003. Das zentrale Element bil-

det dabei die Entkopplung der Direktzahlun-

gen von der Produktion. Direktzahlungen bei-

spielsweise f�r die Erzeugung von Acker-

fr�chten, Rindfleisch und Milch werden nicht

mehr an die Produktion oder an die Zahl der

Tiere gekoppelt, sondern in eine Betriebspr�-

mie einbezogen. Allerdings ist diese Entkopp-

lung nicht vollst�ndig, und den Mitgliedstaa-

ten verbleiben noch Ausgestaltungsm�glich-

keiten bei der konkreten Umsetzung.

Ein weiteres Reformelement besteht in der

Bindung der Direktzahlungen an die Einhal-

tung zus�tzlicher Vorgaben (Cross Com-

pliance). Nur wenn Mindeststandards des

Umweltschutzes, der Lebensmittel- und Fut-

termittelsicherheit, der tierischen Gesundheit

und des Tierschutzes sowie die Vorschriften

zur Erhaltung der Fl�chen in einem „guten“

landwirtschaftlichen und �kologischen Zu-

stand eingehalten werden, wird die volle Pr�-

mie gezahlt. Zur Erreichung dieser Ziele soll

auch der Ausbau des Bereichs der L�ndlichen

Entwicklung11) (2. S�ule) im Rahmen der Ge-

meinsamen Agrarpolitik beitragen. Zudem

sollen Finanzmittel aus den Bereichen „Markt-

ordnung“ und „Direktzahlungen“ (1. S�ule)

in die „L�ndliche Entwicklung“ umgeschich-

tet werden k�nnen (Modulation).

Die in den Luxemburger Beschl�ssen zum

Ausdruck kommende st�rkere Marktorientie-

rung durch die Umstellung auf produktions-

unabh�ngige Direktzahlungen und R�ckf�h-

rung der Interventionspreise k�nnte dazu bei-

tragen, die bisher bestehenden Fehlanreize in

Richtung eines �berm�ßigen Ressourcenein-

satzes abzuschw�chen – ohne sie jedoch zu

beseitigen.12) Im Rahmen eines umfassende-

ren Subventionsabbaus w�ren aber weiter

gehende Maßnahmen angezeigt – auch

wenn der internationale Wettbewerb durch

Subventionen anderer L�nder verzerrt ist.

Eine st�rkere �ffnung gegen�ber dem Welt-

markt w�rde nicht zuletzt weniger entwickel-

ten L�ndern den Marktzugang f�r ihre Agrar-

produkte erleichtern.

Bei dem in Deutschland diskutierten und an-

gestrebten Subventionsabbau sollten die auf

die europ�ische Ebene verlagerten Ausgaben

daher nicht �bersehen werden, zumal

Deutschland als gr�ßter Beitragszahler die

hohen landwirtschaftlichen Ausgaben auch

in den wohlhabenderen L�ndern entschei-

dend mitfinanziert. Bei den R�ckfl�ssen steht

Deutschland – in absoluten Betr�gen aus-

gedr�ckt – mit gut 6 Mrd 3 im Jahr 2004

zwar an dritter Stelle der Empf�ngerl�n-

der nach Frankreich (9,4 Mrd 3) und Spanien

(6,3 Mrd 3). Gemessen am nationalen BNE

(0,28%) weisen aber nur zwei der ande-

ren alten13) Mitgliedstaaten, das Vereinigte

K�nigreich (0,23%) und Luxemburg (0,17%),

einen noch geringeren Wert f�r die erhalte-

nen R�ckfl�sse auf.

11 Die sog. L�ndliche Entwicklung wurde mit dem Kom-
missionsvorschlag f�r die Finanzielle Vorausschau aus der
Strukturpolitik ausgegliedert und dem Aufgabenfeld
Agrarpolitik zugeordnet.
12 Vgl.: OECD, Analysis of the 2003 CAP Reform, Paris
2004.
13 Die Ausgaben f�r Landwirtschaft, die an die im Mai
2004 beigetretenen Mitgliedstaaten fließen, liegen – je-
weils bezogen auf das BNE – mit Ausnahme von Lettland
und Litauen noch unter dem Anteil, den Deutschland er-
reicht. Urs�chlich hierf�r sind auch die �bergangsbestim-
mungen, nach denen die finanziellen Zuweisungen im
Agrarbereich �ber einen Zeitraum von zehn Jahren
schrittweise auf das vollst�ndige Volumen herangef�hrt
werden.
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Strukturpolitik

W�hrend die Agrarausgaben bis 2013 real

etwa stagnieren sollen, legen die f�r allge-

meine strukturpolitische Maßnahmen (k�nf-

tig Rubrik „Nachhaltiges Wachstum“) vorge-

sehenen Ans�tze kr�ftig zu. Der Budgetanteil

soll hier von 38 1�2 % im Jahr 2006 bis auf

48% wachsen. Die f�r die Unterrubrik

„Wettbewerbsf�higkeit f�r Wachstum und

Besch�ftigung“ (insbes. Bildungs- und For-

schungsf�rderung, Transeurop�ische Netze)

vorgesehenen Mittel sollen gegen�ber 2006

verdreifacht werden, was nicht zuletzt im Zu-

sammenhang mit der Lissabon-Strategie ge-

sehen wird. Der Anteil am EU-BNE w�rde von

0,08% auf 0,21% ansteigen. In der Unterru-

brik „Koh�sion f�r Wachstum und Besch�fti-

gung“ (bisher „Struktur- und Koh�sions-

fonds“) sollen im Planungszeitraum nach Vor-

stellung der Kommission insgesamt 32 1�2 %

mehr ausgegeben werden als am Ende der

laufenden Planungsperiode (2006), der ent-

sprechende Anteil am EU-BNE soll von

0,36% im Jahr 2006 bis 2013 auf 0,40%

steigen. Die erhebliche Ausweitung der Mittel

f�r die Strukturpolitik ergibt sich insbeson-

dere durch die zunehmende Einbindung der

zehn neuen Mitgliedstaaten und die voraus-

sichtlich in den Planungszeitraum fallenden

Beitritte von Bulgarien und Rum�nien und

der damit verbundenen st�rkeren wirtschaft-

lichen Heterogenit�t der Mitgliedstaaten.

Mit der Erweiterung der EU ist das durch-

schnittliche Pro-Kopf-BNE sp�rbar gesunken.

Gleichwohl m�ssten bei Anwendung der be-

stehenden F�rdervoraussetzungen – insbe-

sondere ein regionales Pro-Kopf-BNE von un-

ter 75% des EU-Durchschnitts – nur wenige

der bisher gef�rderten Regionen auf Struktur-

fondsmittel verzichten. Nur eine relativ gerin-

ge Zahl d�rfte allein auf Grund des statisti-

schen Effekts die 75%-Grenze �berschreiten.

Betroffen sein k�nnten allerdings insbeson-

dere Regionen in Spanien und Ostdeutsch-

land.14) Insgesamt ist durch die Erweiterung

der EU die Zahl der „Ziel-1-Gebiete“ deutlich

gestiegen. Dar�ber hinaus sind �bergangsre-

gelungen vorgesehen, nach denen einerseits

f�r die neu beigetretenen L�nder unter Be-

r�cksichtigung ihrer voraussichtlich begrenz-

ten Absorptionsf�higkeit die H�he der Zu-

wendungen begrenzt wurde, andererseits

aber auch die Regionen, die bisher in den Ge-

nuss von F�rdergeldern gekommen sind, wei-

terhin mit Zufl�ssen rechnen k�nnen. Die F�r-

derung in den alten Mitgliedstaaten, auf die

immer noch die H�lfte der Strukturfondsmit-

tel entfallen soll, geht demnach real nur leicht

zur�ck.

In der europ�ischen Strukturpolitik spiegelt

sich das Ziel wider, Regionen mit unterdurch-

schnittlicher Wirtschaftskraft zu f�rdern und

somit zur Konvergenz in der EU beizutragen.

Wie bei jeder staatlichen F�rderung besteht

aber auch hierbei die Gefahr, dass Fehlanreize

gesetzt werden und eine Transformation zu

einer effizienteren Struktur (im Hinblick auf

die Allokation von Kapital und Arbeitskr�ften)

behindert wird. Zudem scheinen die verschie-

14 Vgl.: Europ�ische Kommission, Dritter Bericht �ber
den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt (Koh�si-
onsbericht), 2004. Die Bundesregierung geht aber davon
aus, dass die ostdeutschen L�nder in der n�chsten F�r-
derperiode bis 2013 weiterhin mit der Strukturf�rderung
rechnen k�nnen, da die meisten ihrer Regionen Ziel-1-
Gebiete bleiben, siehe: Bundestagsdrucksache 15/5009,
4. M�rz 2005.
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denen europ�ischen F�rderziele mitunter un-

zureichend abgestimmt, und es besteht die

Gefahr der Mehrfachf�rderung. Es erscheint

daher geboten, auch die Regionalpolitik der

EU kritisch zu hinterfragen.

Aufteilung der Finanzierungslasten

Der Europ�ische Rat beschloss im Jahr 1999

(Agenda 2000), dass die Kommission vor dem

1. Januar 2006 eine generelle �berpr�fung

des Finanzierungssystems vorzunehmen und

geeignete Vorschl�ge f�r eine �nderung zu

unterbreiten habe. Mit ihrem – im Juli 2004

dem Rat vorgelegten – Vorschlag orientiert

sich die Kommission am allgemeinen Grund-

satz aus der Vereinbarung von Fontainebleau,

in der Folgendes festgelegt wurde: „Jeder

Mitgliedstaat, der gemessen an seinem relati-

ven Wohlstand (im Vergleich zur gesamten

EU) eine zu große Haushaltslast tr�gt, kann

zu gegebener Zeit in den Genuss einer Kor-

rekturmaßnahme gelangen.“15) Daraus hat

die Kommission zun�chst grundlegende Ziele

f�r einen allgemeinen Korrekturmechanismus

abgeleitet: Außergew�hnlich hohe Netto-Bei-

tr�ge von Mitgliedsl�ndern sind zu vermei-

den, die Unterschiede zwischen den Netto-

Beitragszahlern mit vergleichbaren Wohl-

standsniveaus sind zu verringern, und das

Umverteilungsvolumen im Rahmen des Kor-

rekturmechanismus ist auf ein vertretbares

Maß zu begrenzen. Der Vorschlag der Kom-

mission zur Modifikation des Eigenmittelsys-

in Mrd €

MwSt-Eigen-
mittel

BNE-Eigen-
mittel

Korrektur-
betrag

Traditionelle
Eigenmittel

Malta
Estland

Lettland
Zypern
Litauen

Slowenien
Slowakei

Luxemburg
Ungarn

Tschechien
Irland
Polen

Portugal
Finnland

Griechenland
Dänemark
Österreich
Schweden

Belgien
Niederlande

Spanien
Vereinigtes Königreich

Italien
Frankreich

Deutschland

Eigenmittelzahlungen an die EU nach Mitgliedstaaten im Jahr 2004
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15 Siehe: Schlussfolgerung des Europ�ischen Rates von
Fontainebleau, Bulletin der Europ�ischen Gemeinschaf-
ten, 6-1984, Ziff. 1.1.2. Hierbei werden die von der Kom-
mission berechneten sog. operativen Haushaltssalden zu
Grunde gelegt.
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tems, der nach wie vor als Verhandlungs-

grundlage dienen d�rfte, ist durch folgende

Elemente gepr�gt:

– Schwellenwert f�r negative Netto-Haus-

haltssalden: Der Korrekturmechanismus

soll einsetzen, wenn die Netto-Zahlung

eines Mitgliedstaates einen noch zu be-

stimmenden Prozentsatz des BNE (z.B.

0,35%) �bersteigt.

– Teilerstattung: Die Korrektur besteht da-

rin, dass die �ber den Schwellenwert hi-

nausgehende Belastung teilweise (z.B. zu

zwei Dritteln) erstattet werden soll.

– Grenze f�r das Gesamterstattungsvolu-

men: Wird eine vorher festgelegte Grenze

f�r die Summe aller Korrekturbetr�ge

(z.B. 7,5 Mrd 3) �berschritten, werden die

Korrekturbetr�ge f�r alle L�nder linear ge-

k�rzt.

– Finanzierung: Die Summe der Korrektur-

betr�ge wird von allen (einschl. der zu

entlastenden) Mitgliedstaaten entspre-

chend ihrem relativen Wohlstand, gemes-

sen am BNE, finanziert.

Die Kommission hat ihren Vorschlag mit den

oben angegebenen Werten exemplarisch

konkretisiert und die daraus resultierenden

erwarteten Belastungsverschiebungen zwi-

schen den Mitgliedstaaten dargestellt. Die Be-

rechnungen basieren auf den Vorschl�gen

der Kommission f�r die neue Finanzielle

Vorausschau. Das resultierende Gesamterstat-

tungsvolumen (7,5 Mrd 3) entspr�che damit

etwa dem Korrekturbetrag, den das Ver-

einigte K�nigreich bei Fortsetzung des gegen-

w�rtigen Korrekturmechanismus erhielte

(7 Mrd 3 im Jahr 2013). Vergleicht man die

aus diesem Mechanismus resultierenden

Netto-Haushaltssalden mit denen, die sich

unter Beibehaltung des bestehenden Systems

erg�ben, w�rde in erster Linie das Vereinigte

K�nigreich schlechter gestellt. Seine Entlas-

tung w�rde sich zwar von gut 5 Mrd 3 im

Jahr 2004 auf voraussichtlich gut 2 Mrd 3 ver-

ringern, es w�rde aber immer noch den

h�chsten Ausgleichsbetrag erhalten. Fast alle

anderen Mitgliedstaaten w�rden finanziell

besser gestellt als bisher. Deutschland k�nnte

beispielsweise im Durchschnitt der Jahre

2008 bis 2013 mit einer Entlastung von

0,06% des BNE rechnen, was knapp 11�2

Mrd 3 entspricht. Dar�ber hinaus glichen sich

die Salden der gr�ßten Netto-Beitragszahler

EU-15-Durchschnitt = 100
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Pro-Kopf-BNE der
Netto-Beitragszahler der EU

Quelle: Europäische Kommission und eige-
ne Berechnungen.
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an. Der Mechanismus f�hrt allerdings nicht

notwendigerweise dazu, dass sich die H�he

der Netto-Beitr�ge an der Wirtschaftskraft

ausrichtet.

Das System zum Ausgleich �berm�ßiger

Netto-Haushaltssalden sollte nach Vorstellung

der Kommission schon 2007 eingef�hrt wer-

den. Um den finanziellen Interessen des Ver-

einigten K�nigreichs entgegenzukommen,

schl�gt die Kommission �bergangsregelun-

gen vor. Zus�tzlich zum Ausgleichsbetrag

nach dem neuen Mechanismus sollen ihm in

den Jahren 2008 bis 2011 Pauschalzahlungen

von insgesamt 5 Mrd 3 gew�hrt werden.16)

Um die damit verbundenen h�heren Gesamt-

finanzierungskosten zu begrenzen, soll die

Teilerstattung f�r die anderen Netto-Zahler

schrittweise von zun�chst nur 33% auf das

angestrebte Niveau von 66% im Jahr 2011

angehoben werden. Nur das Erstattungsni-

veau f�r das Vereinigte K�nigreich w�rde

durchgehend bei 66% liegen.

Schlussbemerkungen

Die deutsche Regierung hat sich grunds�tz-

lich zusammen mit anderen Netto-Zahlern f�r

eine Ausgabenobergrenze von maximal

1,0% des BNE ausgesprochen. Die von der

Kommission �ber den gesamten Planungs-

zeitraum vorgeschlagene Summe der Mittel

f�r Zahlungen w�rde dann (in Preisen von

2004) nicht 929 Mrd 3, sondern lediglich 815

Mrd 3 betragen. Im Juni 2005 sind die Ver-

handlungen vorerst gescheitert. Die bisher

gef�hrten Diskussionen zeigen, dass ein

Kompromiss wohl nur dann zu erwarten ist,

wenn sowohl die Struktur der Ausgaben, ins-

besondere das Gewicht der Agrarausgaben,

reformiert als auch die einseitige Entlastung

des Vereinigten K�nigreichs neu verhandelt

wird.

Mit der Diskussion �ber die EU-Finanzen wird

grunds�tzlich die Frage nach dem Ausmaß an

Zentralisierung, der Umverteilung innerhalb

der EU und den auf der europ�ischen Ebene

zu erf�llenden Aufgaben aufgeworfen. Das

im EG-Vertrag (Art. 5) verankerte Subsidiari-

t�tsprinzip legt im Zweifel eine Aufgabener-

f�llung auf nationaler Ebene und damit eine

Begrenzung des EU-Haushaltsvolumens nahe.

Das Ziel, die einzelnen staatlichen Ausgaben

einer strengen �berpr�fung zu unterziehen

und insbesondere die Subventionen konse-

quent zu begrenzen, um letztlich die Konsoli-

dierung der �ffentlichen Finanzen bezie-

hungsweise die R�ckf�hrung der in der EU

immer noch hohen Abgabenbelastung zu er-

reichen, sollte auch f�r den EU-Haushalt gel-

ten.

Die geplante D�mpfung der Subventionen im

Agrarbereich ist ein Schritt in die richtige

Richtung. Weitere Reformen sind hier aber

angezeigt. Eine st�rkere �ffnung des land-

wirtschaftlichen Sektors f�r den internationa-

len Wettbewerb w�re anzustreben. Eine

Maßnahme, die zu einer insgesamt geringe-

ren Subventionierung f�hren und den Um-

fang des EU-Haushalts st�rker begrenzen

k�nnte, w�re m�glicherweise in einer gere-

gelten Kofinanzierung durch die Mitglied-

16 Die gr�ßten Netto-Zahler (D, NL, A, S) sollen sich wie
bisher nur mit 25% des rechnerischen Anteils an der Fi-
nanzierung des Korrekturbetrags beteiligen

�bergangsrege-
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Einigung �ber
Finanzielle
Vorausschau
steht noch aus

Auch EU-Sub-
ventionen sind
kritisch zu �ber-
pr�fen

Agrarsektor
bedarf weiterer
Deregulierung



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
Oktober 2005

32

staaten zu sehen. Dadurch d�rfte Deutsch-

land finanziell entlastet werden.

In der Strukturpolitik sollte st�rker auf einen

transparenten und effizienten Mitteleinsatz

geachtet werden. Im Hinblick auf die Unter-

st�tzung des Aufholprozesses in den wirt-

schaftlich schw�cheren Mitgliedstaaten ist die

St�rkung investiver Ausgaben von besonderer

Bedeutung. Allerdings ist auch hier das Risiko

einer F�rderung letztlich unwirtschaftlicher

Strukturen und von Mitnahmeeffekten zu be-

achten. Auch lassen sich einmal gew�hrte

F�rdertatbest�nde regelm�ßig nur schwer

wieder abbauen. Eine st�rkere Konzentration

der F�rderung auf insgesamt unterdurch-

schnittlich wirtschaftsstarke Mitgliedstaaten

k�nnte die Zielgenauigkeit erh�hen, weil bei

den �brigen L�ndern der „Umweg“ der Fi-

nanzierung �ber den EU-Haushalt entfiele. In

Deutschland w�rde eine st�rkere Konzentra-

tion der Strukturfondsmittel der EU vor allem

die ostdeutschen Regionen treffen. Dem

st�nden aber geringere Zahlungen des Bun-

des an den EU-Haushalt gegen�ber.

Der Vorschlag der Kommission zum allgemei-

nen Korrekturmechanismus �berm�ßiger

Netto-Haushaltssalden k�nnte dazu beitra-

gen, außergew�hnlich hohe Netto-Beitr�ge

zu verhindern. Damit wird aber nicht gew�hr-

leistet, dass sich deren H�he an der Wirt-

schaftskraft ausrichtet. Zu begr�ßen ist insge-

samt, dass mit diesem Vorschlag ein Versuch

unternommen wird, die bisherigen l�nderspe-

zifischen Einzell�sungen durch eine einheit-

liche Finanzierungsregel zu ersetzen.

Einfachere und
transparentere
Strukturpolitik
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